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Inkrafttreten des Teil-Umlegungsplanes
U 354/II in den Stadtteilen Ochsenwerder,
Ortsteil 608, und Kirchwerder, Ortsteil 607

Der von der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung
– WSB 3 –, am 9. Januar 2014 aufgestellte und im Amtl.
Anz. 2014 S. 122 bekannt gemachte Teil-Umlegungsplan 
U 354/II ist am 25. Februar 2014 unanfechtbar geworden.

Nach § 72 des Baugesetzbuchs wird mit dieser Bekannt-
machung der bisherige Rechtszustand durch den im Teil-
Umlegungsplan U 354/II vorgesehenen neuen Rechtszu-
stand ersetzt. Diese Bekanntmachung schließt die Einwei-
sung der neuen Eigentümer in den Besitz der zugeteilten
Grundstücke ein.

Hamburg, den 28. Februar 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Amtl. Anz. S. 373

Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung des

Einzelfalles zur Feststellung, ob eine
Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Firma AVG-Abfallverwertungsgesellschaft mbH,

Borsigstraße 2, 22113 Hamburg, hat bei der Behörde für
Stadtentwicklung und Umwelt – Amt für Immissionsschutz
und Betriebe – die Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes für die wesentliche Änderung
ihrer auf dem oben genannten Betriebsgrundstück belege-
nen „Anlage zur Beseitigung oder Verwertung fester, flüssi-
ger oder in Behältern gefasster gasförmiger Abfälle durch

thermische Verfahren mit einer Durchsatzkapazität von 
10 Tonnen gefährlicher Abfälle oder mehr je Tag“ durch die
Erweiterung der Abfallannahme im Bereich Sonderchargen
um eine beheizbare und säurefeste Übernahmestelle bean-
tragt. 

Die Änderung stellt ein Vorhaben nach Nummer 8.1.1.1
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) dar. Nach der gemäß § 3 e Absatz 1 Num-
mer 2 in Verbindung mit § 3 c UVPG und Anlage 1 des
UVPG vorgenommenen allgemeinen Vorprüfung des Ein-
zelfalles wird von der Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das Vorhaben abgesehen. Das Vorha-
ben kann nach Einschätzung der Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt auf Grund überschlägiger Prüfung unter
Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien für die Vor-
prüfung des Einzelfalles keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen haben. Die Begründung der Feststel-
lung, dass für das Vorhaben keine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht,
kann nach den Bestimmungen des Umweltinformationsge-
setzes bei der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe – unter dem
Aktenzeichen IB 1212-5/14 eingesehen werden. 

Hamburg, den 28. Februar 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Amtl. Anz. S. 373

Mandatsveränderungen
in der Hamburgischen Bürgerschaft
und in den Bezirksversammlungen
Mitteilung Nummer 25 über Mandatswechsel

in den 19. Bezirksversammlungen

Nach dem Gesetz über die Wahl zur Hamburgischen
Bürgerschaft (BüWG) in der Fassung vom 22. Juli 1986
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(HmbGVBl. S. 223), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 19. Februar 2013 (HmbGVBl. S. 48), anzu-
wenden nach dem Gesetz über die Wahl zu den Bezirksver-
sammlungen (BezVWG) in der Fassung vom 5. Juli 2004
(HmbGVBl. S. 313), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 502), und in Fortschrei-
bung meiner Mitteilung im Amtlichen Anzeiger vom 12. No-
vember 2013 (S. 2126 f.) gebe ich bekannt:

Mandatswechsel in der 
Bezirksversammlung Bergedorf

Herr Fritz Manke (laufende Nummer 6 auf dem Wahl-
vorschlag der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands
[SPD] im Wahlkreis 15) ist verstorben.

An seiner Stelle wurde Herr Klaus Zimpel (laufende
Nummer 26 auf dem Wahlvorschlag der SPD im Wahlkreis
15) als nachfolgende noch nicht gewählte Person mit der
nächst niedrigeren Stimmenzahl auf dem Wahlvorschlag
der SPD im Wahlkreis 15 nach §§ 38 Absatz 1 BüWG, 1
BezVWG für gewählt erklärt.

Herr Klaus Zimpel hat die Wahl am 14. Februar 2014
angenommen.

Hamburg, den 7. März 2014

Der Landeswahlleiter
Amtl. Anz. S. 373

Öffentliche Plandiskussion
zum Bebauungsplan-Entwurf

„Lokstedt 63“
Der Stadtplanungsausschuss der Bezirksversammlung

Eimsbüttel führt zum Entwurf des Bebauungsplans „Lok-
stedt 63“ mit den Bürgerinnen und Bürgern eine öffentliche
Plandiskussion mit Unterrichtung und Erörterung gemäß
§ 3 Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) durch.

Mit dem Bebauungsplan-Entwurf „Lokstedt 63“ sollen
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Wohnbe-
bauung auf der als Parkplatz ausgewiesenen Fläche (Flur-
stück 4178) an der Lokstedter Höhe geschaffen, auf den
übrigen Grundstücken eine bauliche Verdichtung ermög-
licht werden. Im südlichen Bereich sollen gemischte Struk-
turen ermöglicht werden.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: Koppelstraße 
– Julius-Vosseler-Straße – Südgrenze des Flurstücks 3905,
über das Flurstück 4429, Westgrenze der Flurstücke 4429,
3873, 5471 und 5470 der Gemarkung Lokstedt (Bezirk
Eimsbüttel, Ortsteil 317).

Die öffentliche Plandiskussion findet am Dienstag, dem
18. März 2014, um 19.30 Uhr in der Aula der Grundschule
Döhrnstraße, Döhrnstraße 42, 22529 Hamburg, statt.

Anschauungsmaterial kann ab 19.00 Uhr vor Ort einge-
sehen werden. 

Für Informationen steht das Fachamt Stadt- und Land-
schaftsplanung unter der Telefonnummer 040 / 4 28 01 - 20 16
zur Verfügung. Weitere Informationen können auch unter
www.hamburg.de/stadtplanung-eimsbuettel eingesehen wer-
den.

Hamburg, den 25. Februar 2014

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 374

Bekanntgabe des Ergebnisses
einer Standortbezogenen Vorprüfung

des Einzelfalles zur Feststellung, ob eine
Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Das Bezirksamt Hamburg-Nord, Dezernat Wirtschaft,

Bauen und Umwelt, Fachamt Management des öffentlichen
Raumes, Fachbereich Tiefbau, hat bei der Wasserbehörde
des Bezirksamtes Hamburg-Nord einen naturnahen Gewäs-
serausbau im Bereich der Tarpenbek westlich der Straße
Essener Bogen beantragt. Das Vorhaben stellt einen Gewäs-
serausbau nach Nummer 13.18.2 der Anlage 1 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBl. I S. 95), zuletzt geändert am 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749, 2756), dar. Nach der Standortbezogenen Vorprü-
fung des Einzelfalles gemäß § 3 c Satz 2 UVPG wird von der
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung des
Vorhabens abgesehen. Das Vorhaben kann nach Einschät-
zung der Wasserbehörde auf Grund von Untersuchungen
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien für die
Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles keine er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben.

Diese Feststellung ist beim Bezirksamt Hamburg-Nord,
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Fachamt Mana-
gement des öffentlichen Raumes, Fachbereich Tiefbau, Zim-
mer 303, Kümmellstraße 6, 20249 Hamburg, einzusehen. 

Hamburg, den 4. März 2014

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 374

Widmung einer Wegefläche
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Wel-
lingsbüttel, Ortsteil 517, belegene Wegefläche Reinking-
straße (Flurstück 2555 teilweise), vom Eckerkamp bis
Krietkamp verlaufend, einschließlich der sieben nicht be-
fahrbaren Wohnwege vor den Häusern Nummern 1-5, 6-14,
9-15, 16-24, 17-23, 26-34 und 36-44 mit sofortiger Wirkung
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Für die sieben nicht befahrbaren Wohnwege beschränkt
sich die Widmung auf den öffentlichen Fußgängerverkehr. 

Der räumliche Umfang ergibt sich aus dem Lageplan
(gelb markierte Fläche), der Bestandteil der Widmung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 24. Februar 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 374
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Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg

Postanschrift: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40, Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Kontaktstelle(n):

Zu Händen von: Frau Kirsten Spann

Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 62 68
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/
des Auftraggebers: 

http://www.hamburg.de/schulbau/

Weitere Auskünfte erteilen: 

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:

die oben genannten Kontaktstellen

Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:

die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Gymnasium Lohbrügge, Binnenfelderredder 5 in
Hamburg, Erstellung eines schlüsselfertigen
Schulgebäudes – Planungs- und Ausführungs-
leistungen.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Bauauftrag

Planung und Ausführung

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: 

Binnenfeldredder 5, 21031 Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat zum 
1. Januar 2013 gemäß § 26 (1) Landeshaushalts-
ordnung den Landesbetrieb SBH | Schulbau
Hamburg (nachstehend SBH genannt) gegrün-
det. Dieser Landesbetrieb hat die Aufgabe, die
Schulimmobilien unter Berücksichtigung der
schulischen Belange nach wirtschaftlichen Grund-
sätzen zu planen, zu bauen, zu unterhalten und zu
bewirtschaften und die mehr als 400 Schulen an
die Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB)
zu vermieten. Die Schulimmobilien umfassen
sämtliche für schulische Zwecke genutzten
Grundstücke und Gebäude der staatlichen und
beruflichen Schulen. Die Grundstücksfläche be-
trägt etwa 9,1 Mio. m² und die Hauptnutzungs-
fläche etwa 3,1 Mio. m².

In dieser Tätigkeit wurde SBH beauftragt, den
Standort Binnenfeldredder zu überplanen. Die
beiden auf einem gemeinsamen Grundstücks-
areal Binnenfeldredder 5 und 7 in den 1960er bis
1970er Jahren erbauten Schulstandorte Gymna-
sium und Stadtteilschule Lohbrügge in Hamburg
verfügen heute über insgesamt 17 ein- bzw. zwei-
geschossige Gebäude in einer Pavillionstruktur.
Es ist vorgesehen, diesen Klassenraumbestand
beider Schulen und den Zugangs-/Pausenhallen-
bereich des Gymnasiums zu entfernen und durch
Neubauten zu ersetzen. Vorliegend ist am Gym-
nasium Lohbrügge, Binnenfeldredder 5 in Ham-
burg die Erstellung eines schlüsselfertigen Schul-
gebäudes (Forumsgebäude) mit Planungs- und
Ausführungsleistungen zu leisten.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 45214220

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: Nein

II.1.9) Angaben über Varianten/Alternativangebote: 

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Ja

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:

Geschätzter Wert ohne MwSt: 7 478 991,60 Euro

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Laufzeit: 22 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind unter folgenden Be-
dingungen zugelassen: Bietergemeinschaften sind
zugelassen, wenn jedes Mitglied der Bieterge-
meinschaft gesamtschuldnerisch haftet und ein
Mitglied als Projektleiter und Ansprechpartner
dem Auftraggeber gegenüber benannt und mit
unbeschränkter Vertretungsbefugnis ausgestattet
wird.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

– Verweis auf Eintragung im Verein für Präqua-
lifikation von Bauunternehmen e.V. (Präquali-
fikationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder Nachweis über den Eintrag im Han-
delsregister nach Maßgabe der jeweiligen
Rechtsvorschrift (nicht älter als 6 Monate).

– Eigenerklärung Richtlinie Schwere Verfeh-
lungen (Formblatt beiliegend).

– Eigenerklärung Tariftreue und Mindestlohn.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

– Verweis auf Eintragung im Verein für Präqua-
lifikationvon Bauunternehmen e.V. (Präquali-
fikationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder

– Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben
(gültig und nicht älter als 12 Monate).

– Bescheinigung in Steuersachen (gültig und
nicht älter als 12 Monate).

– Umsätze aus den letzten drei Jahren (2010,
2011, 2012).

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

– Verweis auf Eintragung im Verein für Präqua-
lifikation von Bauunternehmen e.V. (Präquali-
fikationsverzeichnis) unter Angabe der Num-
mer, oder mindestens 3 Referenzen zu ver-
gleichbaren Leistungen nicht älter als fünf
Jahre.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:

Niedrigster Preis

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

SBH VOB EU 09/14 KS

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 10. April 2014,
12.00 Uhr

Kostenpflichtige Unterlagen: Ja

Zahlungsweise: Banküberweisung

Schecks und Briefmarken werden nicht ange-
nommen.

Empfänger: 
Landesbetrieb Schulbau Hamburg
IBAN: DE 25200000000020101529
BIC: MARKDEF1200
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg
Verwendungszweck: 7005851, 
SBH VOB EU 08/14 AS

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt,
wenn der Nachweis über die Einzahlung vorliegt.
Bei Bank- und Postüberweisung bitte gleichzeitig
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ein Anforderungsschreiben an die Kontaktstelle,
per Telefax oder an die E-Mail-Adresse senden.
Bitte nur eine der Varianten wählen.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:

11. April 2014, 10.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: 

Laufzeit: 45 Tage ab dem Schlusstermin für den
Eingang der Angebote.

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 

11. April 2014, 10.00 Uhr

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Zimmer 002

Personen, die bei der Öffnung der Angebote an-
wesend sein dürfen: Ja, Bieter und/oder ihre
Bevollmächtigten.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung:

Vergabekammer der Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt Hamburg

Postanschrift:

Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Deutschland
Telefax: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)

Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 

Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die
Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie
nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis
des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu
wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung:

SBH | Schulbau Hamburg, 
Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Telefax: +49 / 040 /4 27 92 - 71 20
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

26. Februar 2014

Hamburg, den 26. Februar 2014

Die Finanzbehörde 180

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg

Postanschrift: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40, Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Kontaktstelle(n):

Zu Händen von: Frau Kirsten Spann

Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 62 68
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/
des Auftraggebers: 

http://www.hamburg.de/schulbau/

Weitere Auskünfte erteilen: 

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:

die oben genannten Kontaktstellen

Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:

die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung
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I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Abbruch, Ersatz- und Zubau für die Max-Schme-
ling-Stadtteilschule, Oktaviostraße 143, 22043
Hamburg – Objektplanung gem. § 34 HOAI 2013.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Dienstleistungen

Dienstleistungskategorie Nr: 12

Architektur, technische Beratung und Planung,
integrierte technische Leistungen, Stadt- und
Landschaftsplanung, zugehörige wissenschaftli-
che und technische Beratung, technische Versu-
che und Analysen.

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat zum 
1. Januar 2013 gemäß § 26 (1) Landeshaushalts-
ordnung den Landesbetrieb SBH | Schulbau
Hamburg (nachstehend SBH genannt) gegrün-
det. Dieser Landesbetrieb hat die Aufgabe, die
Schulimmobilien unter Berücksichtigung der
schulischen Belange nach wirtschaftlichen Grund-
sätzen zu planen, zu bauen, zu unterhalten und zu
bewirtschaften und die mehr als 400 Schulen an
die Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB)
zu vermieten. Die Schulimmobilien umfassen
sämtliche für schulische Zwecke genutzten
Grundstücke und Gebäude der staatlichen und
beruflichen Schulen. Die Grundstücksfläche be-
trägt etwa 9,1 Mio. m² und die Hauptnutzungs-
fläche etwa 3,1 Mio. m².

In dieser Tätigkeit wurde Schulbau Hamburg be-
auftragt, die Max-Schmeling-Stadtteilschule am
Standort Oktaviostraße 143 in 22043 Hamburg
einen Pavillon abzureißen und um einen Ersatz-
und Zubau zu erweitern. 

Die Max-Schmeling-Stadtteilschule ist auf zwei
Standorte aufgeteilt: Standort Denksteinweg in
Jenfeld sowie Standort Holstenhof in Marienthal.
Die Standorte schlossen sich im Jahr 2010 zusam-
men und erst seit August 2013 heißt die Schule
Max-Schmeling-Stadtteilschule. 

Der Schulstandort Oktaviostraße 143 befindet
sich im Hamburger Stadtteil Marienthal im Be-
zirk Wandsbek nördlich der Autobahn A24 und
westlich des Holstenhofweges. Auf dem Grund-
stück befindet sich derzeit ein Verwaltungsge-
bäude, eine Pausenhalle, eine Turnhalle, Klassen-
gebäude, Nebengebäude sowie ein im Rahmen
dieser Maßnahme abzubrechender Pavillon. Am
oben genannten Standort sollen im Ersatz für
einen abzubrechenden Pavillon allgemeine Un-
terrichtsräumegeschaffen werden. Der Ersatz-
und Zubau soll auf einer benachbarten Fläche
realisiert werden, so dass im Zuge der Baumaß-
nahme keine baugeschuldeten Ausweichflächen
(mobile Klassenräume) geschaffen werden müs-
sen. Der Ersatz- und Zubau soll bei laufendem
Schulbetrieb realisiert werden. Unter Einhaltung
des vorgegebenen Budgets ist ein Ersatz- und Zu-
bau für den Standort Oktaviostraße 143 zu pla-
nen, der städtebaulich und architektonisch für
den Standort angemessen ist. 

Folgender Raumbedarf ist hierfür gem. Rahmen-
plan und Projektplanung erforderlich: 

Abbruch Pavillon (Geb. Nr. 7): P 9307, 464 m2,
Abbruch gem. RP 2016 

Ersatzbau: P 7519, 464 m2, P 7521, 4 x AU

Zubau: P 7519, insgesamt 1467,84 m2, 9 x AU
(648 m2), 1 x NW+Sammlung (96 m2), 1 x NW+
Sammlung (72+48 m2), 1 x Musik/BK+Samm-
lung (96 m2), 1 x Arbeitslehre+Sammlung (96 m2),
Lehrer+Verwaltung (168 m2) + 24 m2 Koordina-
tionsfläche.

Es ergibt sich für den Zubau von Unterrichts- und
Lehrerbedarf somit eine NF (1-6) von 1248 m2.
Dies entspricht einer NGF von 1734,84 m2. Zu-
und Ersatzbau werden in einem Gebäude ausge-
führt. 

Für die Planung liegen folgende Verhältniswerte
zu Grunde: 

NGF = NF1-6 x max. 1,39 = 2198,84 m² (Zu-
und Ersatzbau) 

BGF = NF1-6 x max. 1,6 = 2530,04 m² (Zu- und
Ersatzbau)

Für die Umsetzung der Gesamtmaßnahme (Ab-
bruch und Neubau) ist ein Budget von ca. 5,11
Euro brutto gem. DIN 276 Kostengruppen 200-
700 vorgesehen. Gegenstand des Auftrags sind
Leistungen der Objektplanung gem. § 34 HOAI.

Leistungsphasen: 1 (anteilig) bis 2 Objektpla-
nung gem. §34 HOAI.

Leistungsphasen: 3 bis 9 Objektplanung gem. 
§ 34 HOAI als optionale Beauftragung durch Be-
stimmung der AG (ggf. in noch von der Auftrag-
geberin festzulegenden Stufen).

Die Maßnahme soll unverzüglich durchgeführt
werden. Der Termin der Übergabe und somit die
Nutzung des Zu- und Erweiterungsbaus ist für
Herbst 2016 vorgegeben. Die Vergabestelle behält
sich vor, von den ausgewählten Bietern gem. § 20
(3) VOF Lösungsvorschläge in Form einer Vari-
antenuntersuchung erstellen zu lassen. Für den
Standort wurde durch den AG bereits eine
Machbarkeitsstudie erarbeitet. Die Schulleitung
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nimmt in beratender Funktion an der Auswahl
der Bewerber und den Angebotsverhandlungen
teil. Ggf. werden weitere Vertreter aus behördli-
chem Kontext in beratender Funktion teilneh-
men (Bezirk, SBH/Zentrales FM).

Die Vergabestelle lässt sich in der operativen Um-
setzung dieses VOF-Verfahrens durch das Büro
luchterhandt, Hamburg, unterstützen und bera-
tend begleiten.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 71240000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: –

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:

Gemäß Schwellenwertberechnung wird das ge-
samte Honorarvolumen auf ca. 324.000,– Euro
(netto) inklusive Nebenkosten und ohne Umsatz-
steuer geschätzt.

Geschätzter Wert ohne MwSt: 324.000,– Euro

II.2.2) Angaben zu Optionen: Ja

Leistungsphasen: 3 bis 9 Objektplanung gem.
§ 34 HOAI als optionale Beauftragung durch Be-
stimmung der AG (ggf. in noch von der Auftrag-
geberin festzulegenden Stufen).

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Laufzeit: 28 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 

Deckungssummen der Berufshaftpflicht:

Deckungssummen für Personenschäden von
mindestens 1.500.000,– Euro (pro Schadensfall)
und für sonstige Schäden von 500.000,– Euro (pro
Schadensfall) bei einem in der EU zugelassenen
Haftpflichtversicherer oder Kreditinstitut. Versi-
cherungsnachweise bei Bietergemeinschaften
müssen von jedem Mitglied einzeln und die
Deckungssummen in voller Höhe nachgewiesen
werden. Es ist der Nachweis zu erbringen, dass
die Maximierung der Ersatzleistung mindestens
das Zweifache der Versicherungssumme beträgt,
d.h. die Versicherung muss bestätigen, dass für
den Fall, dass bei der Bewerberin bzw. dem Be-
werber mehrere Versicherungsfälle in einem Jahr
eintreten (z.B. aus anderen Verträgen mit anderen
Auftraggebern), die Obergrenze für die Zah-
lungsverpflichtung der Versicherung bei mindes-
tens dem Zweifachen der oben stehenden Versi-

cherungssummen liegt. Die Auftraggeberin be-
hält sich vor, die Höhe der oben geforderten Min-
destdeckungssummen im weiteren Verfahren
zum Gegenstand der Verhandlungen zu erklären.
In diesem Zusammenhang erklärt der/die Bewer-
ber/innen insofern seine bzw. ihre Bereitschaft
sowohl zur Anpassung auf die oben geforderten
Mindestdeckungssummen als auch im Bedarfs-
fall zur Erhöhung der oben geforderten Mindest-
deckungssummen. (Die schriftliche Bestätigung
der Versicherung der Bewerber/innen, die Berufs-
haftpflicht im Auftragsfall auf die geforderten
Höhen anzuheben, oder zum Abschluss einer
objektbezogenen Versicherung bereit zu sein ist
als Nachweis ausreichend.)

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-
schuldnerisch haftet und ein Mitglied als Pro-
jektleiter und Ansprechpartner dem Auftragge-
ber gegenüber benannt und mit unbeschränkter
Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja

Der Auftragnehmer sowie sämtliche mit der Aus-
führung befassten Beschäftigten desselben wer-
den nach Maßgabe des Gesetzes über die förm-
liche Verpflichtung nichtbeamteter Personen
(Verpflichtungsgesetz) vom 2. März 1974, geän-
dert durch das Gesetz vom 15. August 1974,
durch die zuständige Stelle des Auftraggebers
gesondert verpflichtet. Eigenerklärung zur Tarif-
treue und zur Zahlung eines Mindestlohnes
gemäß § 3 Hamburgisches Vergabegesetz.

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers so-
wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Für den Teilnahmeantrag ist ein Bewerbungsbo-
gen inkl. sämtlicher Vordrucke auszufüllen.
Diese sind schriftlichoder unter der E-Mail ver-
gabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de anzufordern.

Es sind nur Bewerbungen mit vollständig ausge-
fülltem und unterschriebenem Bewerbungsbo-
gen sowie der beigefügten Vordrucke und den da-
rin geforderten Angaben und Anlagen einzurei-
chen. Der Bewerbungsbogen und die Vordrucke
sind in den Originalen an den gekennzeichneten
Stellen zu unterschreiben. Gescannte oder
kopierte Unterschriften werden nicht zugelassen.
Mehrfachbeteiligungen in personell identischer
Form werden nicht zugelassen. Bewerbungen per
E-Mail sind nicht zulässig. Die Bewerbungsfrist
ist zwingend einzuhalten. Die Bildung einer Bie-
tergemeinschaft ist möglich, die Bieter müssen
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bereit sein, bei Auftragserteilung eine Arbeitsge-
meinschaft zu bilden. Jedes Mitglied der Bieter-
gemeinschaft hat die geforderten Unterlagen, Er-
klärungen und Nachweise vorzulegen, wobei
jedes Mitglied seine Eignung für die Leistung
nachweisen muss, die es übernehmen soll; die
Aufteilung ist anzugeben. Der Bewerbungsbogen
ist für eine Bietergemeinschaft nur einmal vorzu-
legen. 

Angaben der Bewerber gemäß VOF § 4 (2),(3); 
§ 4 (6) a) bis g), (9) a) bis e); §5 (1). Die Durch-
führung der Leistungen soll gem. § 2 (3) unab-
hängig von Ausführungs- und Lieferinteressen
erfolgen. Mit demTeilnahmeantrag sind folgende
Unterlagen, Nachweise und Erklärungen abzuge-
ben:

Vollständig ausgefüllter Bewerbungsbogen inkl.
folgender Erklärungen und Nachweise:

– Anlage 1A: Nachweis über die Eintragung im
Berufs- bzw. Handelsregister nach Maßgabe
der jeweiligen Rechtsvorschrift (in Kopie)

– Anlage 1B: Erklärungen darüber, dass keiner
der in § 4 Abs. 6 a) bis g) sowie § 4 Abs. 9 a) bis
e) VOF genannten Ausschlussgründe auf den
Bewerber zutrifft (Vordruck)

– Anlage 1C: Erklärung, ob und auf welche Art
der Bewerber auf den Antrag bezogen in rele-
vanter Weise mit anderen zusammenarbeitet
(Vordruck)

– Anlage 1D: Bereitschaft zur Verpflichtung
gem. Verpflichtungsgesetz (Vordruck)

– Anlage 1E: Bevollmächtigung des Vertreters
bei Bietergemeinschaften (Vordruck)

– Anlage 1F: Angaben zu Auftragsteilen in einer
Bietergemeinschaft (Vordruck)

– Anlage 1G: Erklärung über die Leistungsbe-
reitstellung bei Unterauftragsnehmern (Vor-
druck)

– Anlage 1H: Eigenerklärung zur Tariftreue und
zur Zahlung eines Mindestlohnes § 3 Hambur-
gisches Vergabegesetz (Vordruck)

– Anlage 1I: Eigenerklärung über geleistete
Steuerzahlungen und Sozialabgaben (Vor-
druck), die Nachweise in Kopie werden mit
dem Honorarangebot abgefordert

– Anlage 2A: Bescheinigung über eine abge-
schlossene Berufshaftpflichtversicherung mit
den unter III.1.1 genannten Deckungssum-
men (in Kopie) und die schriftliche Erklärung
der Bereitschaft einer etwaigen Anhebung
gemäß Ziffer III.1.1. Bei Bietergemeinschaften
siehe Ziffer III.1.1

– Anlage 3A: Nachweis über die Berufszulas-
sung oder Bescheinigung über die berufliche
Befähigung des Bewerbers und der für die
Leistung vorgesehenen Person (Anlage: 3A-1)
(in Kopie)

– Anlage 3B: Darstellung von zwei vergleichba-
ren Referenzprojekten (siehe III.2.3) mit Refe-
renzschreiben.

Die aufgezählten Nachweise müssen aktuell (bis
auf Kammerurkunden, Diplom-Urkunden und

Referenzschreiben), d.h. nicht älter als 12 Monate
und noch gültig sein. Die geforderten Unterlagen
sind bei Bietergemeinschaften für alle Mitglieder
vorzulegen, wobei jedes Mitglied seine Eignung
für die Leistung nachweisen muss, die es über-
nehmen soll; die Aufteilung ist anzugeben. Aus-
ländische Bewerber können an der Stelle der ge-
forderten Eignungsnachweise auch vergleichbare
Nachweise vorlegen. Sie werden anerkannt, wenn
diese nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des
Staates, indem das Unternehmen ansässig ist,
erstellt wurden. Da die Amtssprache für dieses
Verfahren Deutsch ist, sind alle fremdsprachigen
Urkunden oder Nachweise zu übersetzen. Eine
eigenverantwortliche Übersetzung ist ausrei-
chend. Etwaige Übersetzungskosten trägt der Be-
werber selbst. Das Format der Unterlagen soll
DIN A4 nicht überschreiten. Lediglich die Illus-
tration der Referenzen soll im Format DIN A3
erfolgen. Die einzureichenden Unterlagen sind
deutlich sichtbar mit Ziffern und Buchstaben in
der im Bewerbungsformular vorgegebenen Rei-
henfolge zu kennzeichnen. Die Seiten werden
bitte durchgehend nummeriert. Die Bewerbung
und zugehörige Unterlagen werden nicht zurück-
gesandt. Die Bewerbung ist in einem als Teilnah-
meantrag (mit Angabe der Vergabenummer) ge-
kennzeichneten, verschlossenen Umschlag ein-
zureichen.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

A) Aktueller Nachweis (nicht älter als 12 Monate
und noch gültig) der Berufshaftpflichtversiche-
rung oder eine entsprechende, umfassende Bank-
erklärung (mind. 1,5 Mio. Euro für Personen-
schäden, mind. 0,5 Mio. Euro für sonstige Schä-
den).

B) Erklärung über den Teilumsatz des Bewerbers
für den Leistungsbereich Objektplanung gemäß
§ 34 HOAI 2013 in den letzten drei Geschäfts-
jahren (je Jahr; 2010, 2011, 2012). (§ 5 Abs. 4 c
VOF). Geforderter Mindeststandard: Der durch-
schnittliche Jahresteilumsatz muss mindestens
300.000,– Euro (netto) erreichen. Sofern in Bie-
tergemeinschaft bzw. mit Unterbeauftragungen
angeboten wird, muss die Jahresgesamtsumme
aller Bieter der Gemeinschaft den genannten
Mindestwert erreichen. In der Erklärung sind die
Umsatzzahlen jeweils pro Mitglied der Bieterge-
meinschaft oder Unterbeauftragung einzeln
anzugeben.

Um auch Berufsanfängern die Möglichkeit der
Teilnahme am Verhandlungsverfahren zu eröff-
nen sieht § 5 Abs. 4 VOF aus berechtigten Grün-
den (z.B. erst vor Kurzem erfolgte Unterneh-
mensgründung) vor, dass die Leistungsfähigkeit
durch andere, als geeignet erachtete Belege nach-
gewiesen werden kann (z.B. über die Höhe des
Haftungskapitals, Bürgschaftserklärungen Drit-
ter o.ä.).

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
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A) Angabe der im Jahresdurchschnitt beschäftig-
ten Mitarbeiter und Führungskräfte der letzten
drei Jahre (je Jahr 2011, 2012, 2013). Geforderter
Mindeststandard: mind. 3 Mitarbeiter/innen im
Durchschnitt der letzten drei Jahre im Bereich
Objektplanung gem. § 34 HOAI. Bietergemein-
schaften können diese Anforderung gemeinsam
erfüllen.

B) Nachweis der beruflichen Befähigung des
Bewerbers und der für die Leistung vorgesehe-
nen Person. Geforderter Mindeststandard: Ar-
chitektin/Architekt für die Leistungen der Ob-
jektplanung gem. § 34 HOAI (vgl.III.3.1).

C) Nachweis der erbrachten Leistungen für 2 Pro-
jekte für den Leistungsbereich gem. § 34 HOAI.
Die Projekte müssen innerhalb der vergangenen
sieben Jahre (Stichtag 1. Januar 2007) mit dem
Abschluss der Leistungsphase 8 und Übergabe an
die Nutzer realisiert worden sein. Entsprechende
Referenzen sind unter Angabe der Projektbe-
schreibung, Angabe der erbrachten Leistungen
gem. HOAI (Leistungsbild und Leistungspha-
sen), Angabe des Leistungszeitraums von Beginn
bis Abschluss Leistungsphase 8 und Übergabe an
den Nutzer, Angabe der Baukosten (KG300+400
gem. DIN 276), Angabe der bearbeiteten Brutto-
grundfläche für Referenzen gem. § 34 HOAI 2013
(BGFa gem. DIN 277), der Nennung der maßgeb-
lich beteiligten Projektleiter/in und ggf. beteiligte
Unterauftragnehmer/ARGE-Partner, der Nen-
nung des Bauherren mit Ansprechpartner und
Telefonnummer und Referenzschreiben oder
Referenzbestätigung des Bauherren einzurei-
chen. Die vergleichbaren Referenzprojekte sind
auf maximal je einem Blatt DINA3 detailliert
vorzustellen. Aus den Referenzen soll die Qualifi-
kation des Bewerbers hinsichtlich Erfahrung mit
vergleichbaren Projekten ersichtlich werden.
Geforderter Mindeststandard: Mit den Referen-
zen ist zwingend eine Erfahrung mit öffentlichen
Auftraggebern nachzuweisen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand:

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem be-
sonderen Berufsstand vorbehalten: Ja

Geforderte Berufsqualifikation gemäß § 19 VOF.
Als Berufsqualifikation wird der Beruf Archi-
tekt/in für die Leistungen gem. § 34 HOAI 2013
gefordert. Juristische Personen sind zugelassen,
wenn sie für die Durchführung der Aufgabe ver-
antwortliche Berufsangehörige gemäß vorange-
gangenem Satz benennen.

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 

Juristische Personen müssen die Namen und die
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung
verantwortlich sind: Ja

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden:
Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: 
Geplante Mindestzahl: 3, Höchstzahl: 5
Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern: 
Alle Bewerber, die einen Teilnahmeantrag fristge-
recht eingereicht haben und die formellen Min-
destkriterien/-anforderungen erfüllen, sind für
die Wertung der Auswahlkriterien zugelassen.
Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie
anhand der Auskünfte und Formalien, die zur
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-
rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern,
die nicht ausgeschlossen wurden und die die ge-
nannten Anforderungen erfüllen, diejenigen aus,
die er zur Verhandlung auffordert. Die Auswahl
erfolgt anhand der für den Leistungsbereich der
Objektplanung gem. § 34 HOAI eingereichten
zwei Referenzprojekte jeweils in den Kriterien: 
– vergleichbare Größe (0-2 Punkt) – vergleich-
bare Bauaufgabe (0-2 Punkte) – vergleichbares
Leistungsbild (0-2 Punkte) – vergleichbare ange-
strebte Qualität (0-2 Punkte) – Referenzschrei-
ben/Referenzbestätigung (0-1 Punkt). Insgesamt
können somit maximal 18 Punkte erreicht wer-
den. Der dabei verwendete Auswahlbogen mit
den formalen Kriterien, Mindestanforderungen
und Auswahlkriterien wird mit dem Bewer-
bungsbogen versandt. Erfüllen mehrere Bewer-
ber gleichermaßen die Anforderungen und ist die
Bewerberzahl nach einer objektiven Auswahl ent-
sprechend der zu Grunde gelegten Kriterien zu
hoch, behält sich die Vergabestelle vor, die Teil-
nehmeranzahl zu erhöhen oder gem. § 10 (3) VOF
unter den verbliebenen Bewerbern zu losen.

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: 
Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zu erörternden Lösungen bzw.
zu verhandelnden Angebote: Nein

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:
Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:
Kriterien Gewichtung
1. Fachlicher Wert 15 %
2. Qualität 20 %
3. Lösungskonzept 20 %
4. Kundendienst 10 %
5. Leistungszeitpunkt und 

Ausführungszeitraum 5 %
6. Preis/Honorar 30 %
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IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

SBH VOF 009/2014

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
–

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 28. März 2014,
14.00 Uhr

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:

31. März 2014, 14.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: 

Anfragen von Bewerbern werden in anonymisier-
ter Form nebst Beantwortung auf der folgenden
Homepage veröffentlicht:

http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung:

Vergabekammer der Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt

Postanschrift:

Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Deutschland
Telefax: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)

Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 

Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die
Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie
nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis
des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu
wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung:

SBH | Schulbau Hamburg, 
Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Telefax: +49 / 040 /4 27 92 - 71 20
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

28. Februar 2014

Hamburg, den 28. Februar 2014
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Öffentliche Ausschreibung

a) SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40 Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 86,
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43,
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt

d) Öffentliche Ausschreibung

e) Heidacker 13, 22523 Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH VOB Ö 11/14 AS 

Grundsanierung Klassengebäude 1-5

Die Sanierung soll in einzelnen Bauabschnitten erfol-
gen, während in den anderen Häusern der normale
Schulbetrieb aufrecht erhalten wird. Die Häuser erhal-
ten neue auf die Flachdächer aufgesetzte Pultdächer aus
Holz mit Bitumeneindichtung und vorgehängte Fassa-
den aus Verblendmauerwerk bzw. aus großformatigen
Fassadenplatten. Die oberen Geschosse erhalten neue
Fluchttreppen im Außenbereich. Im Innenbereich wer-
den die Sanitärräume entkernt, und neu geordnet. Die
Haustechnik wird komplett erneuert. Die Klassenräume
werden teilweise geringfügig umgebaut und erhalten
neue Bodenbeläge.

– LOS 1 Bodenbelagsarbeiten 
Linoleumbeläge: ca. 1680 m2

Kautschukbeläge: ca. 180 m2
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– LOS 2 Fliesenarbeiten 
Wandfliesen: ca. 500 m2

Bodenfliesen: ca. 150 m2

– LOS 3 Malerarbeiten 
Wandflächen: ca. 2630 m2

Deckenflächen: ca. 1900 m2

Matallflächen (Stahlzargen) Holzflächen 
(Wandbekleidungen, Balkenköpfe)  

– LOS 4 Schlosserarbeiten 
Stahlrahmentüren: 18 Stück 
Fluchttreppen: 5 Stück 
Vordächer verglast: 5 Stück 

g) Keine Planungsleistungen 

h) LOS 1 Bodenbelagsarbeiten
LOS 2 Fliesenarbeiten
LOS 3 Malerarbeiten
LOS 4 Schlosserarbeiten

Angebote sind für einzelne Lose abzugeben. 

i) Baubeginn: April 2014

Bauende: Dezember 2015

j) Nebenangebote sind zugelassen. 

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und
Einsichtnahme: vom 3. März 2014 bis 25. März 2014,
9.00 Uhr bis 15.00 Uhr, Anschrift siehe Buchstabe a).

l) Höhe des Kostenbeitrages: pro LOS 10,– Euro.

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
SBH Schulbau Hamburg, 
Kontonummer: 201 015 29, BLZ: 200 000 00, 
IBAN DE 252 00000000020101529,
BIC MARKDEF1200,
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg,
Verwendungszweck: 7005851, SBH VOB Ö 11/14 AS

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe a), per Telefax oder an die
E-Mail-Adresse senden. Bitte nur eine der Varianten
wählen. Auf der Anforderung bitte die Belegenheit, das
Los und die Vergabenummer angeben.

m) Entfällt 

n) Die Angebote können bis zum 26. März 2014, Los 1 um
10.10 Uhr, Los 2 um 10.30 Uhr, Los 3 um 10.50 Uhr und
Los 4 um 11.10 Uhr eingereicht werden. 

o) Anschrift: 
SBH | Schulbau Hamburg,
U 40 Einkauf/Vergabe,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 26. März
2014 Los 1 um 10.10 Uhr, Los 2 um 10.30 Uhr, Los 3 um
10.50 Uhr und Los 4 um 11.10 Uhr.

Anschrift: siehe Buchstabe o)

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 24. April 2014.

w) Beschwerdestelle:
FB SBH | Schulbau Hamburg,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Frau Gertrud Theobald, Geschäftsführerin 
Teleax: 040 / 4 27 31 - 01 37

Hamburg, den 3. März 2014

Die Finanzbehörde 182

Öffentliche Ausschreibung

a) SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40 Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 86,
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43,
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt

d) Öffentliche Ausschreibung

e) Heidacker 13, 22523 Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH VOB Ö 12/14 AS 

Grundsanierung Klassengebäude 1-5

Die Sanierung soll in einzelnen Bauabschnitten erfol-
gen, während in den anderen Häusern der normale
Schulbetrieb aufrecht erhalten wird. Die Häuser erhal-
ten neue auf die Flachdächer aufgesetzte Pultdächer aus
Holz mit Bitumeneindichtung und vorgehängte Fassa-
den aus Verblendmauerwerk bzw. aus großformatigen
Fassadenplatten. Die oberen Geschosse erhalten neue
Fluchttreppen im Außenbereich. Im Innenbereich wer-
den die Sanitärräume entkernt, und neu geordnet. Die
Haustechnik wird komplett erneuert. Die Klassenräume
werden teilweise geringfügig umgebaut und erhalten
neue Bodenbeläge.

– LOS 1 Tischlerarbeiten 
Holz-Alu-Fensterelemente: ca. 400 Stück 
Türen und Türanlagen (z.T. T30-RS): ca. 59 Stück 
WC-Trennwandsysteme

– LOS 2 Rohbauarbeiten
Baustelleneinrichtung
Gerüstarbeiten
Stahlbetonarbeiten (Fundamente)
Abbrucharbeiten
Maurerarbeiten
Putzarbeiten

– LOS 3 Klempnerarbeiten
Regenrinnen: ca. 180 m
Fallrohre: ca. 140 m

– LOS 4 Dachabdichtungsarbeiten
Bitumeneindichtung ca. 1700 m2

g) Keine Planungsleistungen 

h) LOS 1 Tischlerarbeiten
LOS 2 Rohbauarbeiten
LOS 3 Klempnerarbeiten
LOS 4 Dachabdichtungsarbeiten 
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Angebote sind für einzelne Lose abzugeben. 

i) Baubeginn: April 2014

Bauende: Dezember 2015

j) Nebenangebote sind zugelassen. 

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und
Einsichtnahme: vom 3. März 2014 bis 26. März 2014,
9.00 Uhr bis 15.00 Uhr, Anschrift siehe Buchstabe a).

l) Höhe des Kostenbeitrages: pro LOS 10,– Euro.

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
SBH Schulbau Hamburg, 
Kontonummer: 201 015 29, BLZ: 200 000 00, 
IBAN DE 252 00000000020101529,
BIC MARKDEF1200,
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg,
Verwendungszweck: 7005851, SBH VOB Ö 12/14 AS

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe a), per Telefax oder an die
E-Mail-Adresse senden. Bitte nur eine der Varianten
wählen. Auf der Anforderung bitte die Belegenheit, das
Los und die Vergabenummer angeben.

m) Entfällt 

n) Die Angebote können bis zum 27. März 2014, Los 1 um
10.10 Uhr, Los 2 um 10.30 Uhr, Los 3 um 10.50 Uhr und
Los 4 um 11.10 Uhr eingereicht werden. 

o) Anschrift: 
SBH | Schulbau Hamburg,
U 40 Einkauf/Vergabe,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 27. März
2014 Los 1 um 10.10 Uhr, Los 2 um 10.30 Uhr, Los 3 um
10.50 Uhr und Los 4 um 11.10 Uhr.

Anschrift: siehe Buchstabe o)

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 25. April 2014.

w) Beschwerdestelle:
FB SBH | Schulbau Hamburg,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Frau Gertrud Theobald, Geschäftsführerin 
Teleax: 040 / 4 27 31 - 01 37

Hamburg, den 3. März 2014

Die Finanzbehörde

Öffentliche Ausschreibung

a) Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksamt Eimsbüttel
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt
Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg
Telefon: 040 / 4 28 01 - 27 87, Telefax: 040 / 4 28 01 - 19 97
E-Mail: marlies.thiele@eimsbuettel.hamburg.de

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt

d) Verkehrssichernde Baumpflgearbeiten an Straßenbäu-
men.

e) Straßenbaumrevier 1 westlich Grindelallee im Bezirks-
amtsbereich Eimsbüttel in der Freien und Hansestadt
Eimsbüttel. Ortsteile Harvestehude, Eimsbüttel und
Hoheluft-West.

f) Vergabenummer: 004-014

Es handelt sich um ca. 500 Straßenbäume.

Die Arbeiten sind zügig und ohne Unterbrechung
auszuführen. Verkehrssichernde Baumpflegearbeiten 
an Straßenbäumen. Totholzentfernung, Kronenpflege,
Kroneneinkürzungen, Einbau von Kronensicherungs-
systemen sowie die notwendige Verkehrsführung und
einrichten der temporären Halteverbotszonen. 

g) Entfällt

h) Entfällt

i) Beginn: 1. April 2014, Ende: 30. Juni 2014.

j) Nein

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und
Einsichtnahme vom 14. März 2014 bis 27. März 2014
von 7.00 Uhr bis 14.00 Uhr, außer freitags. Anschrift
siehe Buchstabe a).

l) Höhe des Kostenbeitrages: 11,– Euro

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung

Schecks und Briefmarken werden nicht angenommen.

Empfänger: Kasse Hamburg
Kontonummer IBAN: DE27200000000020001583,
Geldinstitut BIC: MARKDEF 1200
Verwendungszweck: 
Referenz: 4090830000089
Schlüsselnummer: 1001217, 003-014 
Debitor: 2100102220

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe a) schicken

m) Entfällt

n) Die Angebote können bis zum 28. März 2014, 10.30 Uhr,
eingereicht werden.

o) Anschrift:
Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksamt Eimsbüttel
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt
Eröffnungsstelle, Raum 1038
Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.183
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q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 28. März
2014 um 10.30 Uhr. Anschrift: siehe Buchstabe o).

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) Keine

s) Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen.

Angaben über die Anzahl und Qualifikation (z.B. Fach-
agrarwirt Baumpflege, European Treeworker) der in der
Baumpflege beschäftigten Mitarbeiter im Betrieb.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 2. Mai 2014.

w) Beschwerdestelle: 
Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksamt Eimsbüttel
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt
D4 Die Baudezernentin
Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg

Hamburg, den 28. Februar 2014

Das Bezirksamt Eimsbüttel 184

Öffentliche Ausschreibungen
der Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg

Teilnahmeaufforderung
zur Vergabe der Dienstleistungskonzession für

Telekommunikationsleistung auf Guthabenbasis in
der Sozialtherapeutischen Anstalt Hamburg (SothA)

In der SohtA sind 163 Haftplätze vorhanden, verteilt auf
die Standorte Suhrenkamp 92, 22335 Hamburg, und der
Außenstelle Ernst-Mantius-Straße 8, 21029 Hamburg-Ber-
gedorf. 

Der Konzessionsnehmer übernimmt in der SothA die
Verwaltung des Telefonverkehrs der Gefangenen, die Ab-
rechnung angefallener Telefonentgelte, die Einrichtung,
Wartung und Störungsbeseitigung der Telekommunika-
tionsanlage, die Bereitstellung des Zugangs zum Telefon-
netz, einschließlich der erforderlichen Leistungskapazitä-
ten und der Bereitstellung eines Notstromaggregates.

Bei Interesse erhalten Sie Unterlagen zum Teilnehmer-
wettbewerb unter folgender Anschrift:

Behörde für Justiz und Gleichstellung,
Referat Logistik, V 14/1, 
Suhrenkamp 100, 22335 Hamburg, 
oder per E-Mail: luise.rauchhaupt@justiz.hamburg.de.

Vertragsbeginn ist der 17. Juli 2014. Die Laufzeit beträgt
fünf Jahre. Die Frist zur Teilnahme endet am 8. April 2014,
14.00 Uhr.

Hamburg, den 4. März 2014

Die Behörde für Justiz und Gleichstellung 185

Die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Inne-
res und Sport, Zentrale Vergabestelle (ZVST) – organisato-
risch angebunden bei der Polizei –, Verwaltung und Tech-
nik, VT 212, Carl-Cohn-Straße 39, 22297 Hamburg,

schreibt im Auftrag für das Einwohner-Zentralamt im Wege
des Offenen Verfahrens, Vergabe-Nr.: OV 159091/14, gemäß
§ 3 EG Absatz 1 VOL/A den Abschluss eines Rahmenver-
trages über die Anmietung von Wohncontainer aus.

Ablauf der Angebotsfrist: 7. April 2014, 15.00 Uhr

Bindefrist: 31. Mai 2014, 18.00 Uhr

Weitere Informationen zu dieser Ausschreibung ein-
schließlich Hinweisen zum Bezug der Ausschreibungs-
unterlagen sind auf der Internetseite www.hamburg.de
(Suchbegriff: „polizei ausschreibungen“) hinterlegt.

Hamburg, den 26. Februar 2014

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei – 186

Die Freie und Hansestadt Hamburg, Zentrale Vergabe-
stelle der Behörde für Inneres und Sport – organisatorisch
angebunden bei der Polizei –, schreibt im Wege des Offenen
Verfahrens gemäß § 3 EG Nummer 1 Satz 1 VOL/A die Lie-
ferung von zwei Hilfseinsatzbooten für die Polizei Ham-
burg aus.

Ablauf der Angebotsfrist: 15. April 2014

Weitere Informationen zu dieser Ausschreibung ein-
schließlich Hinweisen zum Bezug der Ausschreibungs-
unterlagen sind auf der Internetseite www.hamburg.de
(Suchbegriff: „polizei ausschreibungen“) hinterlegt.

Hamburg, den 3. März 2014

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei – 187

Die Finanzbehörde Hamburg, Gänsemarkt 36, 20354
Hamburg, schreibt die Glas- und Gebäudereinigung 
im Polizeikommissariat 37 unter der Projektnummer
2014000013 öffentlich aus.

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung

Ende der Angebotsfrist: 3. April 2014, 14.00 Uhr

Ende der Bindefrist: 31. Oktober 2014

Ausführungsfrist: 1. November 2014 bis auf Weiteres

Über das Online-Portal Hamburg-Service (gateway.
hamburg.de) können Sie sich für die elektronische Vergabe
registrieren und erhalten dort die Verdingungsunterlagen
kostenfrei.

Die Ausschreibungsunterlagen können auch schriftlich
und gegen Voreinsendung von 5,– Euro an die

Submissionsstelle Finanzbehörde,
Gänsemarkt 36 (Raum 100), 20354 Hamburg, 
Deutschland, Postbank Hamburg,
Kontonummer: 391 336 206, BLZ: 200 100 20,
IBAN: DE02 2001 0020 0391 3362 06, BIC: PBNKDEFF,

unter Angabe der Projektnummer 2014000013 und Ihrer
Anschrift angefordert oder montags bis freitags von
9.00 Uhr bis 14.00 Uhr eingesehen oder erworben werden. 

Hinweis: Bei der Abgabe seines Angebotes hat der Bie-
ter zum Nachweis seiner Zuverlässigkeit eine Erklärung
gem. § 6 Absatz 5 Buchstabe c VOL/A abzugeben.

Hamburg, den 3. März 2014

Die Finanzbehörde 188
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Zwangsversteigerung
802 K 62/12. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das im Erbbaugrund-
buch von Bergstedt Blatt 4412 eingetra-
gene Erbbaurecht, durch das Gericht
versteigert werden. 

Das Erbbaurecht ist eingetragen auf
dem im Grundbuch von Bergstedt Blatt
4411 im Bestandsverzeichnis Nummer 1
verzeichneten 472 m2 großen Grund-
stück (Flurstück 3382), belegen in
Hamburg, Twietenkoppel 11, in Abtei-
lung II bis zum 30. Juni 2077. Eigentü-
merin des mit dem Erbbaurecht belas-
teten Grundstücks ist die Freie und
Hansestadt Hamburg. Zur Veräußerung
und zur Belastung des Erbbaurechts mit
Grundpfandrechten, Reallasten, Dauer-
wohn-/Dauernutzungsrechten, ist die
Zustimmung der Grundstückseigentü-
merin erforderlich.

Laut Gutachten besteht das Erbbau-
recht an einem eingeschossigen Einzel-
haus (Holzkonstruktion) mit ausgebau-
tem Dachgeschoss ohne Keller, Baujahr
etwa 2002. Es handelt sich um ein Nied-
rigenergiehaus; Heizung und Warm-
wasser werden mit Holz und Solarener-
gie betrieben; stark gehobene Ausstat-
tung. Zur Zuschlagserteilung ist die Zu-
stimmung der Grundstückseigentüme-
rin erforderlich.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 590 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Mittwoch, den 14. Mai
2014, 10.00 Uhr, vor dem Amts-
gericht Hamburg-Barmbek, Spohr-
straße 6, 22083 Hamburg, Erdgeschoss,
Saal E.005.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer
2.044, montags bis freitags von 9.00 Uhr
bis 13.00 Uhr, eingesehen werden. Infos
auch im Internet: www.zvg.com

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 18. Dezember 2012 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses

dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Ver-
steigerung des Erbbaurechts oder des
nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs
entgegensteht, wird aufgefordert, vor
der Erteilung des Zuschlags die Auf-
hebung oder einstweilige Einstellung
des Verfahrens herbeizuführen, widri-
genfalls für das Recht der Versteige-
rungserlös an die Stelle des versteiger-
ten Gegenstandes tritt.

Hamburg, den 7. März 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 189

Zwangsversteigerung
902 K 17/13. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg,
Horner Landstraße 413, 415 belegene,
im Grundbuch von Horn Geest Blatt
3206 eingetragene Wohnungseigentum,
bestehend aus 428/10 000 Miteigen-
tumsanteilen an dem 951 m2 großen
Grundstück (Flurstück 4), verbunden
mit dem Sondereigentum an der Woh-
nung, im Aufteilungsplan mit Nummer
6 bezeichnet, durch das Gericht verstei-
gert werden.

Die vermietete 3-Zimmer-Wohnung
nebst Flur, Küche, Bad, Speisekammer
und Balkon liegt im I. Obergeschoss des
fünfgeschossigen unterkellerten Mehr-
familienhauses mit insgesamt 24 Wohn-
einheiten, welches etwa im Jahre 1925
(Wiederaufbau 1949) errichtet wurde.
Die Wohnfläche beträgt etwa 70,67 m2.
Ein Kellerraum steht zur Verfügung.
Eine Innenbesichtigung wurde dem
Sachverständigen nicht ermöglicht.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 85 000,– Euro, je 1/2 Anteil 42 500,–
Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Donnerstag, den 15. Mai
2014, 9.30 Uhr, vor dem Amtsge-
richt Hamburg-St. Georg, Lübeckertor-
damm 4, I. Stock, Saal 1.01.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zim-
mer 1.34, montags bis freitags von 
9.00 Uhr bis 13.00 Uhr, eingesehen 
werden. Infos auch im Internet:
www.zvg.com

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 7. Juni 2013 in das Grundbuch
eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses
dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Ver-
steigerung des Wohnungseigentums
oder des nach § 55 ZVG mithaftenden
Zubehörs entgegensteht, wird aufgefor-
dert, vor der Erteilung des Zuschlags
die Aufhebung oder einstweilige Ein-
stellung des Verfahrens herbeizuführen,
widrigenfalls für das Recht der Verstei-
gerungserlös an die Stelle des verstei-
gerten Gegenstandes tritt.

Hamburg, den 7. März 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-St. Georg

Abteilung 902 190

Zwangsversteigerung
717 K 2/13. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg, Is-
landstraße 32, 34 belegene, im Grund-
buch von Meiendorf Blatt 5844 einge-
tragene Wohnungseigentum, bestehend
aus 50/1 000 Miteigentumsanteilen an
dem 2545 m2 großen Flurstück 546, ver-
bunden mit dem Sondereigentum an
der Wohnung, dem Kellerraum und
dem Tiefgaragenstellplatz, jeweils mit
der Nummer 12 im Aufteilungsplan
bezeichnet, durch das Gericht verstei-
gert werden.

Die 3-Zimmer-Wohnung zu einer
Größe von etwa 79 m2 befindet sich im
Erdgeschoss links des Gebäudeteils Is-
landstraße 32 eines vermutlich im Jahr
1976 errichteten Mehrfamilienwohn-
hauses. Gaszentralheizung, Warmwas-
serversorgung erfolgt über elektrische
Durchlauferhitzer. Es besteht ein Son-
dernutzungsrecht an einer Terrassen-
und Gartenfläche. Zum Zeitpunkt des
Ortstermins wurde das Objekt vermut-
lich von der Verfahrensschuldnerin und
ihrem Ehemann zu Wohnzwecken ge-
nutzt. Eine Innenbesichtigung wurde
dem Sachverständigen nicht ermöglicht.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 148 000,– Euro.

Gerichtliche Mitteilungen
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Bekanntmachung
einer Öffentlichen Ausschreibung

gemäß § 12 Absatz 1 VOB/A

DESY-Ausschreibungsnummer: C2007-14 XFEL

a) Auftraggeber: 

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY
Haus- und Lieferanschrift:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Briefpost: 22603 Hamburg 
Telefon: 040 / 89 98 - 24 80, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09

b) Vergabeverfahren:

Öffentliche Ausschreibung gemäß § 3 Absatz 1 VOB/A.

c) Elektronische Auftragsvergabe: 

Elektronisch übermittelte Angebote können nicht ange-
nommen und gewertet werden. 

d) Art des Auftrags:

Einheitspreisvertrag 

e) Ort der Ausführung:

DESY Betriebsgelände Hamburg bzw. XFEL in Schene-
feld SH. 

f) Art und Umfang der Leistung:

Lieferung, Montage und Inbetriebnahme der Brandmel-
detechnik für die Gebäudeteile XHEXP1 (unterirdische
Experimentierhalle auf dem Betriebsgelände Schene-
feld), XHVAC (Technikhalle für die Lüftungsanlagen
auf dem Betriebsgelände Schenefeld), XHPSC (Technik-
halle für die Elektro- und Kühlwasserversorgung auf
dem Betriebsgelände Schenefeld) sowie die Medien-

kanäle von den Technikhallen zu der Experimentier-
halle. Der Umfang beinhaltet zwei Brandmeldezentralen
und eine flächendeckende Überwachung und Alarmie-
rung entsprechend VDE 0833 und DIN 14675. Neben
der Überwachung und der Alarmierung sind unter-
schiedliche Steueraufgaben/Fremdmeldungen über Bus-
koppler umzusetzen. 

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder
des Auftrags, wenn Planungsleistungen gefordert wer-
den: Entfällt

h) Losweise Vergabe: Entfällt 

i) Ausführungsfristen für die Baumaßnahme: 

Mit der Ausführung der Leistung ist spätestens 12 Werk-
tage nach Auftragserteilung zu beginnen (April/Mai
2014). Die Vollendung hat spätestens am letzten Werktag
der 50. Kalenderwoche 2014 zu erfolgen.

j) Änderungsvorschläge oder Nebenangebote 

Nicht zugelassen. 

k) Anforderungen der Unterlagen und Einsichtnahme in
weitere Unterlagen unter Angabe der Ausschreibungs-
nummer C2007-14 XFEL: 

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY,
Abt. V4 Warenwirtschaft 
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Telefon: 040 / 89 98 - 24 80, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09
E-Mail: warenwirtschaft.v4sk@desy.de 

l) Höhe und Bedingungen für die Zahlung des Betrages,
der für die Unterlagen zu entrichten ist: Entfällt 

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Freitag, den 16. Mai 2014,
10.00 Uhr, vor dem Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek, Schädlerstraße 28,
II. Stock, Saal 157.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zim-
mer 301, montags bis freitags von 
9.00 Uhr bis 13.00 Uhr eingesehen wer-
den. Telefon: 040 / 4 28 81 - 29 10 / - 29 11.
Infos auch im Internet: www.zvg.com.

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 30. Januar 2013 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der

Verteilung des Versteigerungserlöses
dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Objekts oder des nach § 55
ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen-
steht, wird aufgefordert, vor der Ertei-
lung des Zuschlags die Aufhebung oder
einstweilige Einstellung des Verfahrens
herbeizuführen, widrigenfalls für das
Recht der Versteigerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes
tritt.

Hamburg, den 7. März 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 191

Aufgebot
406 II 3/14. Das Hauptzollamt Ham-

burg-Stadt, Koreastraße 4, 20457 Ham-
burg, hat als Pfändungsgläubiger der
Frau Dagmar Klusch, Holtenklinker

Straße 11, 21029 Hamburg, beantragt,
das Sparbuch (Sparurkunde) zur Kon-
tonummer 3040029906, ausgegeben von
der Hamburger Sparkasse AG mit Sitz
in Hamburg, für kraftlos zu erklären.

Der Inhaber dieser Urkunde wird
gemäß §§ 467, 469 FamFG aufgefordert,
seine Rechte beim Amtsgericht Ham-
burg-Bergedorf, Ernst-Mantius-Straße 8,
21029 Hamburg, Zimmer 210/211, spä-
testens bis zum 30. April 2014 (Anmel-
dezeitpunkt), anzumelden und die Ur-
kunde vorzulegen, widrigenfalls diese
für kraftlos erklärt wird.

Hinweis:

Die weiteren Schriftstücke zu dieser
Sache können in der zuständigen Abtei-
lung im Zimmer 210/211 eingesehen
werden.

Hamburg, den 13. Februar 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 406

Sonstige Mitteilungen
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m) Bei Teilnahmeantrag: 

Anträge auf Teilnahme können bis zum 24. März 2014
(10.00 Uhr) an die unter Buchstabe k) aufgeführte An-
schrift gestellt werden. Die Aufforderungen zur Ange-
botsabgabe werden bis zum 24. März 2014 versendet. 

n) Frist für den Eingang der Angebote: 

Bis Montag, den 2. April 2014 um 10.00 Uhr 
im Gebäude 11 a, Zimmer 012, Kellergeschoss, 
DESY, Notkestraße 85, 22607 Hamburg.

o) Anschrift:

Die Angebote sind im verschlossenen Umschlag mit der
Kennzeichnung 

DESY C2007-14 XFEL
Angebotstermin: 2. April 2014, Uhrzeit: 10.00 Uhr

per Briefpost/Boten zu richten an:

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY
Haus- und Lieferanschrift:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Briefpost: 22603 Hamburg

oder durch persönliche Abgabe bis vor dem Eröffnungs-
termin einzureichen. 

p) Sprache:

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen. 

q) Eröffnung:

Mittwoch, den 2. April 2014 um 10.00 Uhr  
im Gebäude 11 a, Zimmer 012, Kellergeschoss, 
DESY, Notkestraße 85, 22607 Hamburg. 

Bieter oder ihre Bevollmächtigten können bei der Eröff-
nung anwesend sein.

r) Geforderte Sicherheiten: 

Sofern die Auftragssumme mindestens 250.000,– Euro
netto beträgt, ist eine Sicherheit über die Vertragserfül-
lung von 5 % der Auftragssumme brutto bzw. für die Zeit
der Verjährungsfrist von Mängelansprüchen von 3 % der
Schlussrechnungssumme brutto zu leisten. Die Sicher-
heiten können gegen Bürgschaften abgelöst werden. 

s) Zahlungsbedingungen:

Sind den Ausschreibungsbedingungen zu entnehmen. 

t) Rechtsform einer Bietergemeinschaft:

Angabe der gesamtschuldnerisch haftenden Arbeitsge-
meinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter.

u) Verlangte Nachweise bzw. Erklärungen: 

Der Nachweis der Eignung sollte durch einen Eintrag in
die Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bau-
unternehmen (Präqualifikationsverzeichnis) geführt

werden. Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum
Nachweis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte
Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung) des
VHB – Bund – Ausgabe 2008/Stand August 2012 – abzu-
geben und nach Aufforderung durch die Vergabestelle
innerhalb von 6 Kalendertagen sämtliche Bestätigun-
gen/Nachweise der Eigenerklärungen zur Abwendung
eines Ausschlusses vorzulegen. 

Ferner müssen folgende Eignungskriterien nachgewie-
sen werden:

– Bescheinigung über anerkannte Fachfirma nach der
DIN 14675

– Bescheinigung über einen Notdienst welcher inner-
halb von zwei Stunden für notwendige Reparaturen
an der Gefahrenmeldeanlage zur Verfügung steht.

– Nachweis über Zertifizierung nach DIN EN ISO
9001/2008

– Schulungsnachweis für die Mitarbeiter über Herstel-
lerschulungen der Firma Honeywell/ESSER

– Vollständig ausgefüllter Unternehmensfragebogen
und Organigramm der Errichterfirma. 

ORTSBESICHTIGUNG: Dem Bieter wird empfohlen,
sich vor Angebotsabgabe nach vorheriger Terminabspra-
che mit der DESY-Fachabteilung – SAVE 2 – (Herr Wit-
zig, Telefon: 040 / 89 98 - 48 26 bzw. 040 / 89 99 - 4826) über
die Lage und Beschaffenheit der Baustelle, deren Zu-
gangsmöglichkeiten und alle sonstigen entscheidenden
Randbedingungen zu informieren. 

v) Zuschlagsfrist: 5. Mai 2014

w) Gewichtungskriterien:

90 % Preis der angebotenen Leistung, 10 % Preis der
Wartung. 

x) Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße wenden kann:

Kaufmännischer Direktor des Deutschen Elektronen-
Synchrotrons DESY.

Hamburg, den 3. März 2014
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Gläubigeraufruf

Der Verein COOPERU – Deutsch-peruanische Zu-
sammenarbeit für nachhaltige Entwicklung e.V. (Amts-
gericht Hamburg, VR 19609), Gustav-Falke-Straße 4, 20144
Hamburg, ist aufgelöst worden. Die Gläubiger werden
gebeten, sich bei dem Verein zu melden.

Hamburg, den 10. Februar 2014
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